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Sachgebiet 7 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates (EWG) zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten bestimmter Waren nach Gewicht oder Volumen 
in Fertigpackungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtsdiafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den meisten Mitgliedstaaten sind die Darbie- 
tungsbedingungen für den Verkauf von Erzeugnis- 
sen in verschlossenen Fertigpackungen durch Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften geregelt, die von Mit- 
gliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden sind und da- 
her bei diesen Fertigpadcungen zu Handelshemmnis- 
sen führen; es ist deshalb notwendig, diese Vor- 
schriften einander anzugleichen. 

Im Interesse einer zutreffenden Verbraucherin- 
formation ist festzulegen, in weicher Weise die An- 
gaben über Nenngewicht oder -volumen der fertig- 
verpackten Waren auf den Fertigpackungen anzu- 
bringen sind. 

Es ist ferner erforderlich, die zulässigen Fehler- 
grenzen in bezug auf den Inhalt der Fertigpackungen 
zu spezifizieren und zur leichteren Kontrolle der 
Vorschriftsmäßigkeit der Fertigpackungen eine 
Bezugsmethode für diese Kontrolle zu bestimmen. 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend gemeinsame Vorschriften über Meß- 
geräte sowie über Meß- und Prüfverfahren^) sieht 


in Artikel 16 vor, daß die Harmonisierung der Ver- 
triebsbedingungen für bestimmte Erzeugnisse, ins- 
besondere in bezug auf die Messung und die Kenn- 
zeichnung der Füllmengen, in Einzelrichtlinien ge- 
regelt werden kann. 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 be- 
stimmt, daß in den Einzelrichtlinien, sofern es die 
Umstände erlauben, der Zeitpunkt festgelegt werden 
kann, an dem jeder Mitgliedstaat die einzelstaat- 
lichen Vorschriften für ähnliche Erzeugnisse wie die- 
jenigen, die den gemeinschaftlichen Vorschriften 
entsprechen, außer Kraft setzt. Im vorliegenden Fall 
ist es noch nicht möglich, diesen Zeitpunkt festzule- 
gen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Fertigpackuhgen, in denen 
die im Anhang III aufgeführten Erzeugnisse in kon- 
stanten, einheitlichen Nennfüllmengen zum Verkauf 
gebracht werden, die 

— bestimmten vom Abfüller im voraus festgelegten 
Werten entsprechen, 

— in Gewichts- oder Volumeneinheiten ausgedrückt 
werden, 

— - nicht kleiner als 5 g oder 5 ml und nicht größer 
als 10 kg oder 10 1 sind. 

Fertigpackungen, die nicht nach Gewicht oder Volu- 
men gekennzeichnet sind, fallen nicht unter die Be- 
stimmungen dieser Richtlinie. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 6. September 1971 
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Artikel 2 

Eine Fertigpackung im Sinne dieser Richtlinie be- 
steht aus dem Erzeugnis und der Einzelumschlie- 
ßung, in der es verpackt ist. 

Als Fertigpackungen gelten Erzeugnisse in Verpak- 
kungen beliebiger Art, die in Abwesenheit des Käu- 
fers abgefüllt und verschlossen werden, wobei die 
Menge des enthaltenen Erzeugnisses einen voraus- 
bestimmten Wert besitzt, der ohne öffnen oder 
merkliche Veränderung der Packung nicht verändert 
werden kann. 


Artikel 3 

Die in Übereinstimmung mit dieser Riditlinie her- 
gestellten Fertigpackungen müssen eine Aufschrift 
des als Nenngewicht oder Nennvolumen bezeichne- 
ten Gewichts oder Volumens des Erzeugnisses tra- 
gen, das sie gemäß Anhang I bei der Füllung ent- 
halten müssen. 

Fertigpackungen mit flüssigen Erzeugnissen müssen 
die Angabe ihres Nennvolumens, Fertigpackungen 
anderer Erzeugnisse die Angabe ihres Nennge- 
wichts tragen. 

Ist der Handelsbrauch hinsichtlich des Verkaufs nach 
Gewicht oder nach Volumen für bestimmte Arten 
von Erzeugnissen oder bestimmte Arten von Fertig- 
packungen nicht in allen Mitgliedstaaten derselbe 
oder tragen diese Fertigpackungen nicht gleichzei- 
tig die Angabe ihres Nenngewichts und ihres Nenn- 
volumens, so müssen sie die Angabe tragen, die 
dem Handelsbrauch des Bestimmungslandes ent- 
spricht. 

Bis zum Ablauf der Übergangszeit, während der die 
Verwendung von Einheiten des englischen Meß- 
systems gemäß Anhang II zur Richtlinie des Rates 
vom 18. Oktober 1971 über Einheiten im Meßwesen 
in der Gemeinschaft“), geändert durch die Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 
Verträge, Anlage I^), zugelassen ist, kann die An- 
gabe des Nenngewichts und/oder des Nenn Volumens 
in SI-Einheiten gemäß Ziffer 2.1 in Anhang I zu die- 
ser Richtlinie gleichzeitig das Ergebnis der Umrech- 
nung in Einheiten des britischen Meßsystems (UK) 
unter Verwendung nachstehender Umrechnungsko- 
effizienten aufweisen: 


1 g = 0,0353 ounce (avoirdupois) 

1 kg = 2,205 pounds 

1 ml = 0,0352 fluid ounce 

1 1 = 1,760 pints oder 0,220 gallon 

Artikel 4 

Fertigpackungen, die mit dem in Ziffer 2.3 in An- 
hang I vorgesehenen EWG-Zeichen versehen wer- 
den dürfen, sind solche, die die in Anhang III aufge- 
führten Erzeugnisse enthalten und den Vorschriften 
dieser Richtlinie sowie deren Anhang I entsprechen. 

Sie bedürfen der meßtechnischen Prüfung unter den 
in Anhang I Ziffer 4 und in Anhang II festgesetzten 
Bedingungen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen 
von Fertigpackungen aus Gründen, die sich auf die 
nach dieser Richtlinie vorgeschriebene Aufschrift, 
die Ermittlung ihres Volumens oder Gewichts oder 
auf die Meß- und Prüfmethoden beziehen, nicht ver- 
weigern, verbieten oder beschränken, wenn diese 
Fertigpackungen in Anhang III aufgeführte Waren 
enthalten und den Vorschriften dieser Richtlinie, des 
Anhangs I Ziffer 4 und des Anhangs II entsprechen. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser 
Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen, und setzen die Kommission 
hiervon unverzüglich in Kenntnis. Die Mitgliedstaa- 
ten sorgen dafür, daß der Kommission der Wortlaut 
der innerstaatlichen Bestimmungen mitgeteilt wird, 
die sie auf dem unter diese Riditlinie fallenden Ge- 
biet erlassen. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243 
vom 29. Oktober 1971, S. 29 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 119 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. November 1973 - 1/4 - 680 70- E- Fe 7/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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1. Die in einer Fertigpackung enthaltene Waren- 
menge (oder Füllmenge), die als „tatsächliche 
Füllmenge" bezeichnet wird, muß unter der Ver- 
antwortung des Füllbetriebes (nach Volumen 
oder Gewicht) gemessen oder kontrolliert wer- 
den. Die Messung oder die Kontrolle wird mit 
einem amtlich geeichten und für den Verwen- 
dungszweck geeigneten Meßgerät vorgenom- 
men. 

Eine Möglichkeit zur Erfüllung der Meß- und 
Kontrollvorschriften besteht u. a. darin, zur Her- 
stellung von Fertigpackungen Meßbehältnisse 
zu verwenden, die unter den Bedingungen der 
für sie geltenden Richtlinie gefüllt werden. 

Die Kontrolle kann stichprobenweise erfolgen. 

Wird die tatsächliche Füllmenge nicht gemes- 
sen, so muß die Kontrolle des Füllbetriebes so 
organisiert sein, daß der Wert der Füllmenge 
tatsächlich garantiert wird. 

Diese Bedingüng ist erfüllt, wenn der Füllbe- 
trieb eine Herstellungskontrolle nach den von 
den zuständigen Dienststellen des Mitgliedstaa- 
tes anerkannten Modalitäten vornimmt und die- 
sen Dienststellen die Unterlagen mit den Kon- 
trollergebnissen, gegebenenfalls mit entspre- 
chenden Packungen, zur Verfügung stellt. 

2. Auf allen entsprechend dieser Richtlinie her- 
gestellten und in der handelsüblichen Form dar- 
gebotenen Fertigpackungen sind in unlöschba- 
rer, genügend kontrastreicher, leicht lesbarer 
und gut sichtbarer Schrift entsprechend den 
üblichen Bedingungen der Aufmachung folgende 
Aufschriften anzubringen: 

2.1 Die Nennfüllmenge (Nenngewicht oder Nenn- 
volumen), ausgedrückt in den Einheiten Liter 
oder Kilogramm, Zentiliter, Milliliter oder 
Gramm, unter Verwendung von Ziffern, die bei 
Nennfüllmengen über 100 cl oder 1000 g min- 
destens 6 mm hoch, zwischen 1000 g oder 100 cl 
und mehr als 200 g oder 20 cl 4mm hoch, von 
200 g oder 20 cl und weniger als 3 mm hoch 
sind, mit nachfolgenden Einheitenzeichen oder 
gegebenenfalls den Namen der verwendeten 
Einheit gemäß Richtlinie des Rates vom 18. Ok- 
tober 1971 über die Einheiten im Meßwesen. 

Angaben in englischen Einheiten dürfen nicht 
in größeren Ziffern erscheinen als die entspre- 
chenden Angaben in SI-Einheiten; 

2.2 Stempel oder Aufschrift zur Identifizierung des 
Abfüllbetriebes, des Auftraggebers oder des in 
der Gemeinschaft ansässigen Importeurs; 


Anhang I 

2.3 der Kleinbuchstabe „e" in mindestens 3 mm 
Höhe (im selben Feld wie die Angabe des Nenn- 
gewichts oder Nennvolumens), der bescheinigt, 
daß die Fertigpackung die Vorschriften dieser 
Richtlinie erfüllt. 

Dieser Buchstabe hat die in der Zeichnung zu 
Ziffer 3 in Anhang 11 der Richtlinie des Rates 
vom 26. Juli 1971 betreffend gemeinsame Be- 
stimmungen über Meßgeräte und Meß- und Prüf- 
verfahren dargestellte Form. 

Artikel 12 dieser Richtlinie gilt sinngemäß. 

3. Die unter diese Richtlinie fallenden Fertigpak- 
kungen müssen so hergestellt sein, daß folgende 
Bedingungen erfüllt werden: 

3.1 Die tatsächliche Füllmenge darf bei der Tem- 
peratur von 20 ° C *) im Mittel nicht geringer 
sein als die Nennfüilmenge. 

3.2 Die zulässigen Minusabweichungen der Füll- 
menge einer Fertigpackung, d. h. die größte 
Differenz zwischen der tatsächlichen Füllmenge 
und der Nennfüilmenge der Fertigpackung bei 
einer Bezugstemperatur von 20° C wird aus nach- 
stehender Tabelle ersichtlich, in der die Erzeug- 
nisse nach den unter Ziffer 3.3 und 3.4 festge- 
setzten Bedingungen in zwei Klassen „A" und 
„B" entsprechend ihren physikalischen Eigen- 
schaften und/oder den angewandten Verpak- 
kungsverfahren unterteilt sind. Die Differenz 
zwischen der Nennfüilmenge und der zulässi- 
gen Minusabweichung heißt „zulässige Mindest- 
füllmenge". 

Für die Anwendung dieser Tabelle sind die Feh- 
lergrenzen auf Zehntelgramm bzw. Zehntel- 
Milliliter abzurunden. 

3.3 Als Güter der Klasse „B" gelten: 

— Waren in Fertigpackungen mit einer Nenn- 
füilmenge unter 25 Gramm oder Milliliter; 

— flüssige Erzeugnisse; 

— Erzeugnisse, deren Rieselfähigkeit oder 
Schüttdichte nur mit großem technischem 
Aufwand konstant gehalten werden kann; 

— Erzeugnisse, die mehrere Stoffe verschiede- 
ner Dichte oder verschiedener physikalischer 
Zustände enthalten und/oder in mehreren 
Arbeitsgängen eingefüllt werden müssen; 

— Erzeugnisse, die nach ihrer Abfüllung eine 
Nachbehandlung, beispielsweise eine Wär- 
mebehandlung, erfahren, durch die ihr Ge- 
wicht unregelmäßig beeinflußt wird; 


*) Diese Grundregel entscheidet nicht vorweg, bei welcher Temperatur tatsächlich gemessen wird. Die Art der Wa- 
re kann nämlich dazu führen, daß die Temperatur von der Referenztemperatur 20^^ C verschieden ist (z. B. Eis, 
tiefgekühlte Waren usw.). 
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Nennfüllmenge Qn 

Zulässige Minusabweichung 





in Gramm oder 

Milliliter 

Klasse 

„A- 1 

Klasse 

„B" 

in ®/o von Qn ; 

g oder ml 

in Vo von Qn 

g oder ml 

5 bis 25 


_ 

1 

9 i 


25 bis 50 

4,5 

— 

9 

— 

50 bis 100 

— 

2,25 

— 

4,5 

100 bis 200 

2,25 

— 


_ 

200 bis 300 

— 

4,5 

— 

9 

300 bis 500 

1,5 

— 

3 

— 

500 bis 1000 

— 

7,5 

— 

15 

1000 bis 10000 

0,75 

1 

1,5 1 

1 

i__ 

— 


— Erzeugnisse mit hohem Stückgewicht, d. h. 
stückige und körnige Waren, deren größtes 
Stückgewicht ebenso groß oder größer ist 
als die Fehlergrenze, die nach der Tabelle 
in Ziffer 3.2 (Klasse „A") dem Nenngewicht 
der sie enthaltenen Packung entspricht. 

3.4 Erzeugnisse, die nicht unter die in Ziffer 3.3 
genannten Kategorien fallen, gelten als Erzeug- 
nisse der Klasse „A". 

4. Die Prüfung der Übereinstimmung der Fertig- 
packungen mit den Vorschriften dieser Richtlinie 
wird von den zuständigen Dienststellen der Mit- 
gliedstaaten stichprobenweise beim Abfüllbe- 
trieb oder, wenn dies praktisch undurchführbar 
ist, beim Importeur oder seinem in der Gemein- 
schaft ansässigen Beauftragten vorgenommen. 


Diese Stichprobenkontrolle wird in Überein- 
stimmung mit den anerkannten Regeln der Qua- 
litätskontrolle durchgeführt. Sie ist in ihrer 
Wirksamkeit der im Anhang II beschriebenen 
Bezugsmethode vergleichbar. 

Es darf jedoch keine Fertigpackung absichtlich 
mit dem in Ziffer 2.3 vorgesehenen EWG-Zei- 
chen in den Handel gebracht werden, bei der die 
Minusabweichung mehr als das Doppelte des 
in Ziffer 3 im Anhang I festgesetzten Wertes be- 
trägt. 

5. Diese Richtlinie berührt nicht die Durchführung 
von Kontrollen, die von den amtlidien Dienst- 
stellen der Mitgliedstaaten im Handel vorge- 
nommen werden können. 

Artikel 15.2 der Richtlinie vom 26. Juli 1971 
gilt sinngemäß. 
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Anhang II 


In diesem Anhang werden die Modalitäten der Prü- 
fung von Fertigpackungen gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie und Anhang I Ziffer 4 festgesetzt. Es han- 
delt sich mit Ausnahme des unter 4.1.3 aufgeführten 
Falles um eine Kontrolle durch Stichproben. 

1. Vorschriften über die Ermittlung der tatsäch- 
lichen Füllmenge der Fertigpackungen 

Die tatsächliche Füllmenge der Fertigpackun- 
gen kann unmittelbar mit Hilfe von Wäge- 
geräten oder Volumenmeßgeräten oder un- 
mittelbar durch Wägung und Messung der 
Dichte des Füllgutes bestimmt werden, wenn 
dieses flüssig ist. 

Unabhängig von der verwendeten Methode 
darf der Fehler bei der Ermittlung der tat- 
sächlichen Füllmenge einer Fertigpackung 
höchstens ein Fünftel der zulässigen Minus- 
abweichung betragen, die der Nennfüllmenge 
der Fertigpackung nach der Tabelle unter Zif- 
fer 3.2 in Anhang I entspricht. 

2. Terminologie 

Die Terminologie der in diesem Anhang ver- 

wendeten statistischen Begriffe entspricht der 
Terminologie der statistischen Qualitätskon- 
trolle. 

3. Ort der Prüfung 

Die Prüfung soll grundsätzlich im Abfüllbe- 
trieb vorgenommen werden; sie kann jedoch 
auch im Lager erfolgen (insbesondere im Fal- 
le der Einfuhr). 

4. Vorschriften über die Prüfung eines Loses 

von Fertigpackungen 

Die Prüfung der Fertigpackungen erfolgt 
stichprobenweise und umfaßt zwei Teile: 

— eine erste Prüfung, die sich auf den Mittel- 
wert der tatsächlichen Füllmengen aller 
Fertigpackungen der Stichprobe erstreckt, 

— eine zweite Prüfung, die sich auf die tat- 
sächliche Füllmenge jeder einzelnen Fer- 
tigpackung der Stichprobe erstreckt. 

Ein Los von Fertigpackungen wird als an- 
nehmbar angesehen, wenn die Ergebnisse bei- 
der Prüfungen die Annahmekriterien erfül- 
len. 

Für jede der beiden Prüfungen werden zwei 
Stichprobenpläne vorgesehen, die wie folgt 
zu verwenden sind: 

— einer für die zerstörungsfreie Prüfung, 

— der andere für die zerstörende Prüfung. 


Die letztgenannte Prüfung ist auf ein unum- 
gängliches Minimum zu beschränken. Von der 
zerstörenden Prüfung ist daher nur Gebrauch 
zu machen, wenn eine zerstörungsfreie Prü- 
fung praktisch nicht möglich ist. 

4.1 Los von Fertigpackungen 

4.1.1 Das Los besteht aus der Gesamtmenge der 
Fertigpackungen gleichen Musters und glei- 
cher Herstellung, die Gegenstand der Prü- 
fung sind. Der Losumfang wird jedoch auf 
10 000 Fertigpackungen beschränkt. 

4.1.2 Werden die Fertigpackungen an der Abfüll- 
anlage geprüft, so entspricht der Umfang des 
Loses der maximalen Stundenabfüllung der 
Anlage, ohne Begrenzung des Losumfanges. 

4.1.3 Bei Losen mit einem Losumfang N unter 100 
Fertigpackungen erstreckt sich die zerstö- 
rungsfreie Prüfung, falls sie vorgenommen 
wird, auf das gesamte Los. 

In diesem Fall wird das Los endgültig ange- 
nommen, wenn aus der Prüfung folgendes 
hervorgeht: 

1. Der Mittelwert der tatsächlichen Füllmen- 
gen des Loses ist gleich der Nennfüllung 
oder größer; 

2. die Zahl der Fertigpackungen, deren Ab- 
weichung die Fehlergrenze überschreitet, 
ist kleiner als oder gleich 0,025 N, auf- 
gerundet auf die diesem Wert am nächsten 
liegende ganze Zahl. 

4.2 Entnahme der Stichproben 

Die Fertigpackungen der Stichprobe sind dem 
zu prüfenden Los in zufälliger Reihenfolge zu 
entnehmen. 

Die Entnahme soll in der Regel beendet sein, 
bevor mit der meß technischen Untersuchung 
der Stichprobe begonnen wird (außer bei der 
zweiten Stichprobe, wenn zwei Stichproben- 
pläne durchgeführt werden). 

4.3 Erste Prüfung 

Kontrolle der Mittelwerte der tatsächlichen 
Nennfüllmenge jeder einzelnen Packung eines 
Loses von Fertigpackungen. 

Für diese Kontrolle wird eine Stichprobe zu- 
fallsbedingt unter den Einzelpackungen der 
für die Prüfung der zulässigen Mindestfüll- 
menge erforderlichen Probe entnommen, wenn 
deren Umfang ausreichend ist. Andernfalls 
werden weitere Proben entnommen. 
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4.3.1 Ein Los von Fertigpackungen gilt für die Prü- 
fung des Mittelwertes als annehmbar, wenn 
der Mittelwert x == 2 Xi der tatsächlichen 
n 

Füllmengen x; von n Fertigpackungen der 
Stichprobe größer ist als folgender Wert: 

Qn - s ti - a 

V n 

In dieser Formel bedeuten: 

Qn: Nennfüllmenge der Fertigpackungen 

n : Zahl der für die Prüfung verwendeten 
Fertigpackungen der Stichprobe 


s : Schätzwert der Standardabweichung der 
Füllmengen des Loses 



ti - a = Quantil der Ordnung 0,995 der Stu- 
dent-Variablen mit dem Freiheitsgrad 
(n- 1) (i) = n-1) 

4.3.2 Annahme- oder Ablehnungskriterien für Lose 
von Fertigpackungen bei der ersten Prüfung. 

4.3.2. 1 Kriterien für die zerstörungsfreie Prüfung 


Losumfang 

Umfang 

Kriterium 

der Stichprobe 

für Annahme 

für Ablehnung 


100 bis einschließlich 

1 

i 

30 

X > Qn- 0,503s 


X <C Qn — 0,503s 

500 




> 500 

50 

X ^ Qn- 0,379s 


X < Qn- 0,379s 

4. 3. 2. 2 Kriterien für die zerstörende Prüfung 




Losumfang 

Umfang 

Kriterien 

der Stichprobe 

für Annahme 

. für Ablehnung 


^ 500 

8 

x^Qn- 1,237s 


X < Qn- 1,237s 

von 501 bis 1200 

13 

X ^ Qn- 0,847s 


X < Qn- 0,847s 

> 1200 

20 

X ^ Qn- 0,640s 


X <C Qn- 0,640s 


4.4 Zweite Prüfung: Kontrolle der zulässigen 
Mindestfüllmenge 

Die Fertigpackungen eines Loses, deren Füll- 
menge geringer ist als die zulässige Mindest- 
füllmenge, werden als fehlerhaft bezeichnet. 

Für die Stichprobenkontrolle ist nach Wahl 
der Mitgliedstaaten einer der beiden folgen- 
den Prüfpläne anzuwenden. 

4.4.1 Einfach -Prüfplan 

Die Anzahl der geprüften Fertigpackungen 
muß dem im Plan angegebenen Stichproben- 
umfang entsprechen: 

— Ist die Anzahl der fehlerhaften Fertigpak- 
kungen der Stichprobe gleich der Annah- 
mezahl oder kleiner, so wird das Los der 
Fertigpackungen für diese zweite Prüfung 
als annehmbar angesehen, 

— ist die Anzahl der fehlerhaften Fertigpak- 
kungen der Stichprobe gleich der Ableh- 
nungszahl oder größer, so wird das Los 
abgelehnt. 


4.4.2 Doppelt-Prüfplan für zerstörungsfreie Prüfung 

Die erste Anzahl geprüfter Fertigpackungen 
muß mit dem im Plan angegebenen Umfang 
der ersten Stichprobe übereinstimmen: 

— Ist die Zahl der fehlerhaften Fertigpak- 
kungen der ersten Stichprobe gleich der 
ersten Annahmezahl oder kleiner, so wird 
das Los für die zweite Prüfung als annehm- 
bar angesehen; 

— ist die Zahl der fehlerhaften Fertigpackun- 
gen der ersten Stichprobe gleich der ersten 
Ablehnungszahl oder größer, so wird das 
Los abgelehnt; 

— liegt die Zahl der fehlerhaften Fertigpak- 
kungen der ersten Stichprobe zwischen der 
ersten Annahmezahl und der ersten Ableh- 
nungszahl, so ist eine zweite Stichprobe 
zu untersuchen, deren Umfang im Plan an- 
gegeben ist. 
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4. 4. 1.1 Plan für die zerstörungsfreie Prüfung 


Losumfang 

Stichprobenumfang 

100 bis 150 

20 

151 bis 280 

32 

281 bis 500 

50 

501 bis 1200 

80 

1201 bis 3200 

125 

3201 und mehr 

200 

: Plan für die zerstörende Prüfung 

Losumfang 

Stichprobenurüfang 

• 

bis 500 

8 

501 bis 3200 

13 

Über 3200 

20 


Zahl der fehlerhaften Packungen 


Annahmezahl 

Ablehnungszahl 

1 

2 

2 

3 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

10 

j 

11 

Zahl der fehlerhaften Packungen 

Annahmezahl 

Ablehnungszahl 

0 

1 

1 

2 

1 

2 


Die Anzahl der fehlerhaften Fertigpackungen 
der ersten und der zweiten Stichprobe ist zu 
kumulieren: 

— ist die kumulierte Anzahl der fehlerhaften 
Fertigpackungen gleich der zweiten An- 
nahmezahl oder kleiner, so wird das Los 


für die zweite Prüfung als annehmbar an- 
gesehen; 

— ist die kumulierte Anzahl der fehlerhaften 
Fertigpackungen gleich der zweiten Ab- 
lehnungszahl oder größer, so wird das Los 
abgelehnt. 






Zahl der fehlerhaften 

Losumfang 


Stichprobe 


Packungen 

Reihen- 

Umfang 

kumulierter 

Annahme- 

Ablehnungs- 


folge 

Umfang 

zahl 

zahl 

100 bis 150 

1. 

13 

13 

0 

2 


2. 

13 

26 

1 

2 

151 bis 280 

1. 

20 

20 

0 

3 


2. 

20 

40 

3 

4 

281 bis 500 

1. 

32 

32 

1 

4 


2. 

32 

64 

4 

5 

501 bis 1200 

1. 

50 

50 

2 

5 


2. 

50 

100 

6 

7 

1201 bis 3200 

1. 

80 

80 

3 

7 


2. 

80 

160 

8 

9 

3200 vind mehr 

1. 

125 

125 

5 

9 


2. 

125 

250 

12 

13 
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Anhang III 


Von der Richtlinie erfaßte Warengruppen 


1. Lebensmittel (ohne Bezugnahme auf den GZT), ausgenom- 
men Flüssigkeiten, die unter die Richtlinie über die Abfül- 
lung bestimmter Flüssigkeiten nach Volumen in Fertigpak- 


kungen fallen 

2. Zubereitete Riech-, Körperpflege- und Schönheitsmittel GZT 33.06 

3. Seifen - grenzflächenaktive Zubereitungen GZT 34.01 

Detergentien - Waschmittel GZT 34.02 B 

4. Schuhcreme; Wachse; Poliermittel für Metall GZT 34.05 

5. Düngemittel für den Gartenbau GZT 31.05 B 

6. Klebstoffe GZT 35.06 

7. Herbizide, Schädlingsbekämpfungsmittel GZT38.il 

8. Lösungsmittel für Farben GZT 38.18 

9. Futtermittel für Haustiere (ohne Bezugnahme auf den GZT) 

10. Samen GZT 12.03 

11. Farben und Lacke, Tinten GZT 32.09 32.10 

GZT32.il 32.12 
32.13 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Diese Richtlinie ergeht in Anwendung von Arti- 
kel 100 des EWG-Vertrags in Verbindung mit der 
Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten be- 
treffend gemeinsame Vorschriften über Meßgeräte 
sowie über Meß- und Prüfverfahren Ziel dieser 
Richtlinie ist die Beseitigung der technischen Hemm- 
nisse im innergemeinschaftlichen Handel, die gegen- 
wärtig auf dem Sektor der nach Gewicht oder Vo- 
lumen abgefüllten Fertigpackungen für Waren ge- 
mäß Artikel 4 bestehen. 

Ein Vergleich der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Fertigpackungen gemäß dieser Richt- 
linie in den Mitgliedstaaten hat zahlreiche Unter- 
schiede erkennen lassen, die sich nicht nur auf die 
technischen Vorschriften über die Genauigkeit der 
Übereinstimmung von Füllmenge mit angegebener 
Menge beziehen, sondern auch auf die Meß- und 
Prüfverfahren, denen diese Fertigpackungen vor 
dem Inverkehrbringen und dem Verbrauch unter- 
worfen sind. 

Auf der Ebene des Warenverkehrs wirkt sich diese 
Sachlage dadurch aus, daß die Hersteller und Ab- 
füllbetriebe gezwungen sind, ihre Produktion zu di- 
versifizieren, um sich der jeweils geltenden Rege- 
lung in dem Mitgliedstaat anzupassen, in dem diese 
Fertigpackungen verbraucht werden sollen, und daß 
sie sich wiederholten Kontrollen unter wechselnden 
Prüfbedingungen zu unterwerfen haben. 

Die derzeitigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
finden ihre Berechtigung in der legitimen Sorge um 
den Schutz der Verbraucher und Benutzer, so daß 
eine Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften als 
das einzig mögliche Mittel erscheint, die aus der Un- 
terschiedlichkeit dieser Vorschriften resultierenden 
Nachteile zu beseitigen und damit die erforderlichen 
Voraussetzungen für den Gemeinsamen Markt zu 
schaffen. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag, der die logi- 
sche Folge zweier anderer, dem Rat bereits zugelei- 
terer Richtlinienvorschläge über Flüssigkeiten in Fer- 
tigpackungen und über Flaschen als Meßbehältnis- 
se bildet, begründet jedoch eine Harmonisierung 
der Vorschriften über Fertigpackungen nur hinsicht- 
lich der Fehlergrenzen bei der Füllmenge; die Form 
der Verpackungen, die Art der verwendeten Werk- 
stoffe sowie die Staffelung der Gewichte und Volu- 
men sollen, soweit notwendig, in späteren Vorschrif- 
ten geregelt werden. 

Während der Ausarbeitung dieses Richtlinienvor- 
schlags, an der die von den Regierungen benannten 
Sachverständigen aktiv mitgewirkt haben, sind die 
Vertreter der einschlägigen Berufsverbände wie auch 
der Verbraucherverbände mehrfach angehört wor- 
den. 


Die hier gewählte Harmonisierungslösung ist die 
sogenannte Alternativlösung, wie sie bei den mei- 
sten der auf dem Gebiet der Meßgeräte erlassenen 
Einzelrichtlinien gewählt wurde. Die Alternativlö- 
sung für die Harmonisierung ist in der Richtlinie des 
Rates über gemeinsame Vorschriften über Meßge- 
räte und Meß- und Prüfverfahren neben der totalen 
Harmonisierung als gleichberechtigte Lösung vor- 
gesehen. 

Diese Lösung verpflichtet die Mitgliedstaaten, die 
den Vorschriften der Richtlinie entsprechenden Fer- 
tigpackungen in gleicher Weise zuzulassen wie Fer- 
tigpackungen, die den in ihrem Hoheitsgebiet gelten- 
den Vorschriften entsprechen, ohne daß sie deswe- 
gen diese innerstaatlichen Vorschriften außer Kraft 
setzen müssen. 


II. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag 

2.1 Gegenstand des Richtlinienvorschlags 

Die Richtlinie erhebt nicht den Anspruch, das Pro- 
blem der Fertigpackungen in seiner Gesamtheit er- 
schöpfend zu regeln. 

a) Sie betrifft von allen fertiggepackten Waren nur 
die im Anhang III aufgeführten, in großen Men- 
gen verbrauchten Erzeugnisse; 

b) sie bezieht sich nur auf diejenigen dieser Erzeug- 
nisse, die nach dem Handelsgebrauch oder nach 
nationalen Regelungen oder internationalen Ab- 
kommen nach Gewicht oder nach Maß in einheit- 
lichen, im voraus festgelegten Mengen vertrie- 
ben werden, die für alle Fertigpackungen des 
gleichen Musters die gleichen sind. 

Ausgenommen sind Erzeugnisse, die einzeln oder 
nach besonderen Konventionen verkauft werden 
(z. B. Größe und Stückzahl bei Obst usw.) sowie 
„zugemessene", d. h. abgepackte Waren in beliebi- 
ger Menge, die vom Verpackungsbetrieb gemessen 
sind (z. B. auf einer „Gewichts-Preis-Waage" bei 
manchen Wurstwaren). 

c) Die Richtlinie bezweckt nicht, die Art des Ver- 
kaufs der Waren - nach Gewicht oder nach Vo- 
lumen, in vorbestimmter (abgepackter) oder vor- 
gemessener Menge - vorzuschreiben; werden 
diese Waren jedoch nach Gewicht oder nach 
Volumen in vorbestimmten Mengen zwischen 
5 g bzw. 5 ml und 10 kg bzw. 101 verkauft, dann 
findet die Richtlinie Anwendung. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 6. September 1971 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 50 
vom 19. Mai 1972 
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Im Interesse der Markttransparenz und des Ver- 
braucherschutzes wird in der Richtlinie, die vom 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung der 
von den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
ausgeübten Kontrollen ausgeht und nur dem 
quantitativen Aspekt der Frage gilt, festgelegt, 
wie der Inhalt der Fertigpackungen zu ermitteln, 
anzugeben und zu kontrollieren ist. 

Es ist keine Richtlinie über Handelsgebräuche, 
sondern eine Richtlinie mit rein meßtechniscäiem 
Charakter, und die Vorschriften über die Etiket- 
tierung z. B. sind streng begrenzt auf die notwen- 
digen Angaben, damit man Weiß, welche Menge 
in der Packung enthalten ist und wer für die Mes- 
sung verantwortlich ist. 

Die in diese Richtlinie aufgenommenen Bestim- 
mungen beschränken sich daher auf Vorschriften 
über: 

1. die Angabe des Gewichts oder Volumens auf 
den Fertigpackungen; 

2. die zulässigen Abweichungen des tatsäch- 
lichen Gewichts oder Volumens gegenüber 
dem Nenngewicht oder Nennvolumen (mitt- 
lere Abweichung und Einzelfehler) ; 

3. das von den zuständigen Dienststellen anzu- 
wendende Verfahren zur Prüfung des Füllge- 
wichts oder Füllvolumens der Fertigpackun- 
gen. 

2.2 Verhältnis zwischen angegebenem Volumen und 
Füllvolumen der Fertigpackungen 

Diese wichtige Frage wird in den Mitgliedstaaten zur 
Zeit nach zwei verschiedenen Grundsätzen geregelt: 

— In einigen Ländern muß die Füllmenge minde- 
stens gleich der angegebenen Menge sein; 

— in anderen Ländern muß die Füllmenge im 
Durchschnitt gleich der angegebenen Menge sein. 

Welche Lösung gewählt werden sollte, ist bei der 
Ausarbeitung der Richtlinie lange erörtert worden. 
Da keine Einstimmigkeit erzielt werden konnte, hat 
die Kommission - im Einvernehmen mit der großen 
Mehrheit der Regierungssachverständigen - die 
zweite Möglichkeit gewählt, und zwar aus folgen- 
den Gründen: 

a) Bei den internationalen Tagungen - insbesondere 
auf der letzten Tagung des „CODEX ALIMEN- 
TARIUS" (Ottawa, Mai- Juni 1973) - haben sich 
die Delegationen nahezu einstimmig für diese 
Methode (die sogenannte Mittelwertmethode) 
ausgesprochen. Die Kommission war der Auffas- 
sung, daß die Entscheidung für die erste Methode 
(Mindestwertmethode) die Gemeinschaft im in- 
ternationalen Handel mit dritten Ländern isolie- 
ren könnte. 


b) Die Einfachheit, die die Anhänger der Mindest- 
wertmethode an ihr rühmen, wird dadurch wider- 
legt, daß auf jeden Fall die Präzision der Abfüll- 
und Kontrollvorrichtungen berücksichtigt werden 
muß, so daß die Länder, in denen nach dieser Me- 
thode verfahren wird, eine statistische Kontroll- 
methode analog der in der Richtlinie vorgesehe- 
nen anwenden. 

c) Der Vorschlag der Kommission wahrt die Kohä- 
renz mit dem Richtlinienvorschlag über die Abfül- 
lung von Flüssigkeiten in Fertigpackungen, der 
dem Rat am 29. Februar 1972 zugeleitet wurde. 

Im übrigen würde die Kommission, falls der Rat 
sich bei der Richtlinie über die Abfüllung von 
Flüssigkeiten für das „Mindestwert-Prinzip" ent- 
scheiden sollte, unverzüglich die notwendigen 
Änderungen an der vorliegenden Richtlinie Vor- 
schlägen, damit die Einheitlichkeit der beiden 
Vorschläge, die einander ergänzen, gewahrt 
bleibt. 

d) Um indessen die Bedenken einiger Verbraucher- 
verbände zu zerstreuen, sei darauf hingewiesen, 
daß es sich um Massenerzeugnisse handelt, die 
jeder Verbraucher in der Regel mehrmals im Jahr 
kauft. Daher ist das Mittelwert-Prinzip durchaus 
gerecht nicht nur für die Abfüllbetriebe und die 
Verbraucherschaft als Kollektiv, sondern in der 
Praxis auch für jeden einzelnen Verbraucher. Um 
die Unannehmlichkeit zu begrenzen, daß der Käu- 
fer manchmal eine fehlerhafte Fertigpackung er- 
hält (die bei mehreren Käufen durch eine Packung 
mit Plusabweichung ausgeglichen wird), wurden 
zulässige Minusabweichungen festgesetzt, um die 
Streuung zu begrenzen. Diese Abweichungen sind 
auf das unter Berücksichtigung der technischen 
Möglichkeiten unumgängliche Mindestmaß be- 
grenzt. 

Auch wenn alle Vorkehrungen getroffen sind, daß 
die tatsächliche Füllmenge der Fertigpackungen 
gleich der Nennmenge ist, weisen bei einer Serien- 
produktion die Werte der tatsächlichen Füllmenge 
infolge der unvermeidlichen Imperfektion der Ab- 
füll- und Meßanlagen in der Praxis eine „Streuung" 
gegenüber der Nennmenge auf, deren Verteilung im 
Regelfälle relativ genau dem Laplace-Gauss'schen 
Gesetz folgt. Erreicht man, daß Mittelwert und Nenn- 
menge sich decken, dann nimmt die Zahl der Fertig- 
packungen mit einer bestimmten Füllmenge sehr 
rasch ab, wenn diese vom Mittelwert abweicht. Die 
höchst zulässige Abweichung ist also ein Grenzwert, 
der nur bei sehr wenigen Fertigpackungen erreicht 
wird. Dadurch, daß außer dem Mittelwert auch 
höchstzulässige Minusabweichungen festgesetzt wer- 
den, wird der Abfüllbetrieb gezwungen, 

— entweder die Streuung soweit wie möglich zu 
reduzieren 

— oder den Mittelwert zu erhöhen. 
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Auf jeden Fall werden bei Einhaltung des Mittelwer- 
tes die fehlerhaften Fertigpackungen stets minde- 
stens ausgeglichen durch Fertigpackungen mit Plus- 
abweichung, und bei Einhaltung der zulässigen Feh- 
lergrenzen werden Fehlmengen und Anzahl der feh- 
lerhaften Fertigpackungen reduziert. 

2.3 Vorgesehene Prüfmethode 

2.3.1 Vorbemerkungen 

Zunächst ist zu unterstreichen, daß die Richtlinie 
eindeutig besagt (Anhang I Ziffer 5), daß Kontrol- 
len, die von den zuständigen Dienststellen der Mit- 
gliedstaaten im Handel vorgenommen werden kön- 
nen, nicht berührt werden. 

Im übrigen ergibt sich nach Artikel 15 Punkt 2 der 
Rahmenrichtlinie vom 26. Juli 1971, daß eine Fertig- 
packung, die mit dem EWG-Stempel oder -Zeichen 
versehen ist, aber hinsichtlich der Fehlergrenzen 
nicht den Erfordernissen der vorliegenden Richtlinie 
entspricht, nach den Bedingungen, die auch für Fer- 
tigpackungen mit einzelstaatlichem Stempel gelten, 
von der Verwendung ausgeschlossen (oder aus dem 
Verkehr gezogen) werden kann. 

Es ist indessen zu bemerken, daß die derzeitigen 
Kontrollen lediglich repressiv sind. Zumeist wird da- 
bei die Verpackung des Prüfguts zerstört. Sie sind 
also aufwendig und kostspielig für den Händler und 
für die Prüfstelle (deren Erstattungsmittel im allge- 
meinen gering sind), und sie können sich praktisch 
nur auf eine begrenzte Zahl von Erzeugnissen er- 
strecken. 

Im Interesse der öffentlichen Gewährleistung und 
des Verbraucherschutzes führt die Richtlinie daher 
Prävöntivvorschriften ein, die in fast allen Mitglied- 
staaten etwas Neues darstellen. 

2.3.2 Informationen über die Füllmenge 

Unabhängig von sonstigen Aufschriften, die nach 
anderen Richtlinien oder Vorschriften erforderlich 
sein können, muß jede nach dieser Richtlinie herge- 
stellte Fertigpackung die nachstehenden Aufschrif- 
ten tragen, die so anzubringen sind, daß sie hinrei- 
chend dauerhaft (unlöschbar), leicht lesbar (in aus- 
reichendem Kontrast zum Hintergrund) und auf der 
Packung bei handelsüblicher Darbietung sichtbar 
sind (zusammengefaßt auf einer Seite oder einem 
Teil der Verpackung, die bei üblicher Aufstellung 
nicht verdeckt oder unter einer Außenverpackung 
verborgen sind) : 

— die Nennmenge (in vorgeschriebener Mindest- 
größe), 

— einen Stempel oder eine Aufschrift, wonach die 
zuständige Dienststelle feststellen kann, wer für 
die Abfüllung verantwortlich ist ®), 

— den Kleinbuchstaben „e", der angibt, daß die Fer- 
tigpackung den Vorschriften der Richtlinie ent- 
spricht. 


Artikel 12 der Rahmenrichtlinie vom 26. Juli 1971 
bestimmt, daß die Mitgliedstaaten alle geeigneten 
Maßnahmen treffen, um die Verwendung von Stem- 
peln oder Aufschriften zu verhindern, die zu einer 
Verwechslung mit EWG-Stempeln oder EWG-Zei- 
chen, wie dem Kleinbuchstaben „e", führen können. 

2.3.4 Kontrolle der tatsächlichen Füllmenge beim 
Abfüllbetrieb (oder beim Importeur) 

Die in dem Richtlinienvorschlag vorgesehene Prä- 
ventivkontrolle beim Abfüllbetrieb, die ja zu den 
Repressivkontrollen am letzten Vertriebspunkt noch 
hinzukommt, hat viele Vorteile: 

— In diesem Stadium hat die Prüfstelle direkten 
Kontakt mit demjenigen, der für die Füllmenge 
verantwortlich ist; sie kennt das Abfüllverfah- 
ren, kann die zur Herstellung der Fertigpackun- 
gen verwendeten Anlagen prüfen und weiß un- 
gefähr, unter welchen Umweltbedingungen die 
Abfüllung erfolgt; 

— sie kann häufig das Eigengewicht der Verpackun- 
gen so genau feststellen, daß sie eine zerstörungs- 
freie Prüfung durch Wägung vornehmen kann; 

— sie findet vollständige oder zumindest größere 
Lose vor, die sie auf ihre Einheitlichkeit über- 
prüfen kann, so daß Mittelwert und Streuung un- 
ter guten Bedingungen ermittelt werden können. 
Sie kann damit auch die Absichten des Abfüll- 
betriebs beurteilen; 

— meistens erreicht sie es, daß der Abfülibetrieb 
eine ständige Fertigungskontrolle nach einer von 
der überwachungsstelle zugelassenen Methode 
vornimmt (z. B. statistische Kontrolle anhand von 
Karten) . 

Da es weit weniger Abfüllbetriebe als „Einzelhänd- 
ler" gibt und die Prüfung zerstörungsfrei ist, kann 
somit praktisch durch Überwachungsbesuche, deren 
Ausmaß und Anzahl sich nach den betrieblichen 
Möglichkeiten richten, die Abfüllmenge ständig kon- 
trolliert werden. 

Da die Fertigpackungen in hoher Stückzahl - bis zu 
mehreren Zehntausend pro Stunde - hergestellt wer- 
den, kann die Kontrolle beim Abfüllbetrieb praktisch 
nur eine statistische Kontrolle durch Stichproben 
sein, die nach den international anerkannten Regeln 
für diese Prüfung durchgeführt wird. 

Damit diese Kontrolle einheitlich ist, gibt die Richt- 
linie in Anhang II eine Bezugsmethode an, die das 
unbedingt notwendige Maß der von den zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten ausgeübten Kontrolle 
festlegt und auch eine gegenseitige Anerkennung 
dieser Kontrollen ermöglicht. 


6) Das interessiert nur die Prüfstellen, denn sie wollen 
„an die Quelle" zurückgehen können. Für den Ver- 
braucher (Käufer) ist der Verkäufer der Verantwort- 
liche. 
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Die Mitgliedstaaten können praktisch auch jede an- 
dere Methode von gleichwertiger Wirksamkeit an- 
wenden. 

Es sei indessen darauf hingewiesen, daß die hier 
empfohlenen Prüfverfahren nach den Tabellen des 
Military Standard festgelegt wurden, die zur Zeit 
bei der statistischen Kontrolle am häufigsten ver- 
wendet werden. 

Für die Kontrolle der Mindestfüllmenge wird eine 
attributive Methode (Befund „gut" oder „mangel- 
haft") verwendet, die auch für Verteilungen benutzt 
werden kann, die nicht dem Gauss'schen Gesetz fol- 
gen; ihre Anwendung ist einfach und schnell. Vor- 
geschlagen wird ein Einfach- und ein Doppel-Stich- 
probenplan, zwischen denen die Mitgliedstaaten frei 
wählen können. Beide Stichprobenpläne führen zum 
gleichen Ergebnis, jedoch ist der Doppel-Stichproben- 
plan etwas schwieriger in der Anwendung, gestattet 
aber andererseits eine Verrringerung des Stichpro- 
benumfanges. 

Die Kontrolle des Mittelwertes der Füllmengen er- 
fordert die Anwendung einer messenden Methode. 
Da diese Messungen langwieriger sind als die Über- 
wachung der Einhaltung einer Mindestfüllmenge, 
wurde es für zweckmäßig gehalten, als Streuungs- 
faktor die Standardabweichung einer Stichprobe in 
Betracht zu ziehen, da diese ein brauchbarer Schätz- 
wert für die Standardabweichung eines zu prüfen- 
den Loses von Fertigpackungen ist. 

Auch die Gründe für die Aufnahme des dritten Ab- 
satzes unter Ziffer 4 in Anhang I seien hier noch 
präzisiert: Ist bei der statistischen Prüfung der 
Streuung der Mittelwert korrekt (dies ist in allen 
Fällen erforderlich), dann kann ein Los angenom- 
men werden, wenn die Anzahl der in der Stichprobe 
enthaltenen fehlerhaften Packungen kleiner ist als 
die Annahmezahl; weist eine fehlerhafte Packung in 
einer Stichprobe eines angenommenen Loses eine 
Minusabweichung auf, die größer ist als die doppel- 
te Fehlergrenze, darf sie nicht in den Handel ge- 
bracht werden. Ist die Abweichung gleich der zuläs- 
sigen Abweichung oder geringer, kann sie wieder 
in das Los eingeordnet und verkauft werden. 


III. Bemerkungen der Fachverbände 
und der Verbraucherverbände 

3.1 Toleranzen - Warenklassen 

Es erschien äußerst schwierig, einen Vorschlag aus- 
zuarbeiten, der bei jedem Erzeugnis die ihm eige- 
nen Abfüllschwierigkeiten berücksichtigt. Es liegt 
auf der Hand, daß in diesem Fall die Zahl der Klas- 
sen und die Schwierigkeit, sie genau zu definieren, 
so groß geworden wäre, daß die mit dem Richtlinien- 
vorschlag angestrebte Überschaubarkeit vollkom- 
men verlorengegangen wäre. 


Daher hat sich die Kommisison im Benehmen mit den 
Sachverständigen dafür entschieden, nur zwei Wa- 
renklassen vorzusehen und für Erzeugnisse, bei de- 
nen die Abfüllung sehr schwierig ist, weniger stren- 
ge Toleranzen festzulegen. 

Sicherlich wird es trotzdem in einzelnen Fällen für 
die Hersteller schwierig sein, die vorgesehenen To- 
leranzen einzuhalten, wenn der Mittelwert auf den 
Nennwert eingestellt wird. In diesen Fällen hätten 
die Hersteller, um die vorgeschriebenen Mindest- 
abweichungen einzuhalten, zwangsläufig den Mittel- 
wert der Füllmengen auf einen höheren Wert festzu- 
legen. 

Diese Schwierigkeit ist den Sachverständigen nicht 
entgangen; sie waren indessen der Auffassung, daß 
eine auf Ebene der Gemeinschaft harmonisierte Re- 
gel den Wettbewerb zwischen den Herstellern der 
einzelnen Mitgliedstaaten nicht verfälschen könne, 
daß andererseits damit für die Hersteller ein Anreiz 
gegeben wäre, sich entsprechend auszurüsten und 
strengere Fertigungskontrollen durchzuführen, und 
daß es schließlich, wie gesagt wurde, nicht zweck- 
mäßig sei, die Zahl der Klassen noch zu erhöhen. 

Dagegen hätten verschiedene Verbraucherverbände 
eine Herabsetzung der Toleranzen begrüßt. 

Es mag nützlich sein, noch ausdrücklich darauf hin- 
zuweisen, daß die Festlegung zulässiger Fehler- 
grenzen nicht die Zulassung einer systematischen 
Mindestabweichung darstellt, sondern eine Begren- 
zung der Streuung. 

Die zulässigen Mindestabweichungen wurden unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse einer Vielzahl von 
Kontrollen, Erhebungen und Versuchen - vor allem 
in Frankreich und in Deutschland - gewählt, um den 
derzeitigen Möglichkeiten vorschriftsmäßig ausge- 
rüsteter Abfüllbetriebe Rechnung zu tragen. 

Jede erhebliche Herabsetzung dieser Toleranzen 
würde zu einer Verteuerung der Ware führen, denn 
die Abfüllbetriebe müßten, um engere Fehlergren- 
zen einhalten zu können, sich mit viel teueren und 
komplizierteren Maschinen ausrüsten oder den Pro- 
duktionsrhythmus verlangsamen oder die Abfüll- 
menge systematisch erhöhen. Es erschien daher nicht 
zweckmäßig, dieser Forderung stattzugeben. 

3.2 Anwendungsbereich der Richtlinie 

Verschiedene Fachverbände hätten es auch begrüßt, 
wenn - wie in einigen Ländern - der Anwendungs- 
bereich der Richtlinie nicht so weit nach den niedri- 
gen Werten zu ausgedehnt wäre, sondern sich auf 
Mengen über 20 g bzw. 20 ml oder sogar 50 g bzw. 
50 ml begrenzte. 

Es ist indessen nicht sicher, daß diese Änderung für 
sie günstig gewesen wäre. Da die Richtlinie in der 
Anwendung eine Wahl läßt, können die Abfüllbe- 
triebe die von ihr gebotenen Vorteile des freien Wa- 
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renverkehrs nutzen, wenn die Nennmenge der Fer- 
tigpackungen zwischen 5 g bzw. 5 ml und 10 kg bzw. 
10 1 liegt, aber sie sind keineswegs verpflichtet, diese 
Möglichkeit voll auszunutzen, wenn sie nach den 
nationalen Rechtsvorschriften verfahren. 

Einige Regierungen sind nun aber der Auffassung, 
daß bei bestimmten teuren Erzeugnissen wie Gewür- 
zen oder Samen auch bei kleinen Mengen das Ge- 
wicht angegeben werden muß. Ein Hinausgehen über 
den Anwendungsbereich der Richtlinie hätte dazu 
geführt, daß die derzeitigen Unterschiede von Land 
zu Land, die Handelshemmnisse darstellen, beste- 
hen blieben. Es ist im übrigen klar, daß die Abfüll- 
betriebe, wenn die innerstaatliche Regelung des Lan- 
des, in dem das Erzeugnis auf den Markt gebracht 
wird, dem nicht entgegensteht, nur Fertigpackungen 
mit einer Nennmenge von mindestens - beispiels- 
weise - 50 g oder 100 ml das Kennzeichen einer 
EWG-Fertigpackung geben dürfen. 


3.3 Regelung über die Mengenstaffelung 

Die Kommission ist sich der Notwendigkeit bewußt, 
auch die Frage der Mengen- bzw. Volumenstaffe- 
lung (Füllmengenreihen) auf Ebene der Gemein- 
schaft zu regeln, wie sie es im Ri chtlinienvor schlag 
über die Abfüllung von Flüssigkeiten getan hat und 
wie es auch von den Verbraucherverbänden und 
Fachverbänden gewünscht wird. 

Diese Frage ist leider sehr komplex, denn dieser 
Richtlinienvorschlag umfaßt praktisch alle in Fer- 
tigpackungen abgefüllten Waren in den Mitglied- 
staaten, wo die Handelsgebräuche und Meßverfah- 
ren sehr unterschiedlich sind '^). 

Die Vielfalt der Nenn-Füllmengen der dem' Ver- 
braucher angebotenen Fertigpackungen ist so groß, 
daß die zuständigen Behörden der einzelnen Mit- 
gliedstaaten häufig schon deren Zahl verringern 
mußten, um den Verbraucher zu schützen, klarere 
Verhältnisse im Wettbewerb zwischen Herstellern 
und Händlern zu schaffen und nicht zuletzt auch 
Produktion und Vertrieb zu rationalisieren. Die er- 
sten Erörterungen haben jedoch gezeigt, daß die 
Unterschiede bei den Handelsgebräuchen und Vor- 
schriften so groß sind, daß es zweckmäßiger er- 
schien, zunächst diesen ersten Vorschlag vorzulegen 
und inzwischen weiter nach einer Lösung für die 
Frage der Mengenstaffelung zu suchen. Sobald die 
Kommission in der Lage ist, den vorliegenden Richt- 
linienvorschlag zu ergänzen, wird sie einen weiteren 
Richtlinienvorschlag für die Mengenstaffelung un- 
terbreiten, da die Annahme dieses Vorschriftenkom- 
plexes, der eine Art europäischer Charta über Wa- 
ren in Fertigpackungen darstellt, dem immer stärker 
werdenden Wunsch der Verbraucher entgegen- 
kommt, Klarheit auf diesem Gebiet zu schaffen. 


IV. Schlußfolgerung 

Die Richtlinie gilt nur für Fertigpackungen mit kon- 
stanter Nennmenge der in Anhang III aufgeführten 
Massenerzeugnisse. 

Sie ist begrenzt auf den Bereich der meßtechnischen 
Prüfung und befaßt sich weder mit der Etikettierung 
im allgemeinen noch mit der Festlegung der Ver- 
triebsart der Waren. 

Die Kontrollen, die zur Zeit von den zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten auf allen Stufen des 
Handels, insbesondere auf der letzten Vertriebs- 
stufe, durchgeführt werden, bleiben unberührt. 

Diese Repressivkontrollen können jedoch keine 
ständigen Kontrollen sein. Um den Markt transpa- 
rent zu machen für eine gegenseitige Anerkennung 
der Kontrollen und um dem Verbraucher eine bes- 
sere Mengengarantie zu geben, begründet die Richt- 
linie daher eine praktisch ständige Präventivkon- 
trolle an der Quelle, das heißt beim Abfüllbetrieb 
oder beim Inporteur. 

Der Abfüllbetrieb muß seine Produktion so einstel- 
len, daß die tatsächliche Füllmenge der Fertigpak- 
kungen mindestens gleich der Nennmenge ist, wo- 
bei diese Verpflichtung für den Mittelwert jedes be- 
liebigen Loses aus der gleichen Fertigung gilt. Fer- 
ner wird die Streuung der Werte für die tatsächliche 
Füllmenge nach unten begrenzt durch die Festlegung 
einer höchstzulässigen Mindestabweichung. 

Die Abfüllbetriebe haben für eine ständige Ferti- 
gungskontrolle unter der Aufsicht der zuständigen 
amtlichen Stellen zu sorgen. Diese nehmen darüber 
hinaus eine statistische Kontrolle durch Stichproben 
vor, die in ihrer Wirksamkeit der im Anhang II be- 
schriebenen Bezugsmeth^de vergleichbar ist. 

In Ergänzung zu dieser Richtlinie ist eine Untersu- 
chung über die Nennmengenstaffelung für Fertig- 
packungen bestimmter Erzeugnisse vorgesehen. 


V. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Diese beiden Gemeinschaftsorgane sind gemäß Arti- 
kel 100 Absatz 2 des EWG- Vertrags anzuhören, da 
die Inkraftsetzung der in der Richtlinie vorgesehe- 
nen Bestimmungen in einigen Mitgliedstaaten eine 
Änderung der Rechtsvorschriften erfordert. 


0 Bestimmte Erzeugnisse werden zum Beispiel in man- 
chen Ländern nach Volumen, in anderen nach Gewicht 
verkauft. Da ihre Dichte nicht festliegt, ist es unmög- 
lich, für die beiden Mengen eine brauchbare Staffe- 
lung zu definieren. 
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Anlage zur Begründung 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Fertigpackungen 


Belgien 

— Gesetz über die Handelsgebräuche {14. Juli 1971) 

— Königlicher Erlaß vom 4. September 1972 über 
Mengenangaben. 

Dänemark 

— Erlasse betreffend; 

Angabe des Nettogewichts oder der Nettomenge 
auf Konserven (Monopoltilsynet vom 4. April 
1961). 

Tiefgefrorene Lebensmittel (Monopoltilsynet 
vom 15. November 1965). 

Fertigverpackte Waren (21. September 1964, 10. 
März 1965, 21. März 1966, 17. November 1967). 

— Erlaß zur Änderung des Erlasses über die Her- 
stellung von Fischkonserven und -halbkonser- 
ven (Min. für die Fischerei, 1. September 1966), 

Deutschland 

— Gesetz über das Meß- und Eichwesen (Eichgesetz) 
vom 11. Juli 1969 

— Verordnung über Fertigpackungen (Fertigpak- 
kungs Verordnung) vom 16. Dezember 1971 

Frankreich 

— Gesetz vom 13. Juni 1866 über die Handelsge- 
bräuche 

— Gesetz vom 1. August 1905 über die Bekämpfung 
des Betruges nebst Anwendungserlaß, insbeson- 
dere: 

— Dekret Nr. 72639 vom 12. Oktober 1972 zur An- 
wendung des Gesetzes vom 1. August 1905 über 
die Bekämpfung des Betruges hinsichtlich der 
Verkaufsbedingungen von Nahrungsmitteln, Er- 
zeugnissen und Getränken für die Ernährung 
von Menschen und Tieren, sowie Vorschriften für 
die Etikettierung und Aufmachung solcher Waren 
in Fertigpackungen für den Einzelverkauf. 

— Ordonnance Nr. 45 - 2405 vom 18. Oktober 1945 
betreffend die Messung des Volumens von Flüs- 
sigkeiten (J. O. vom 19. Oktober 1945). 

Irland 

— Warenkennzeichnung (Fertigverpackte Waren) 
(Merchandise Marks - Pre packed Goods) 


Italien 

— Königlicher Erlaß Nr. 7088 vom 23. August 1890 
(nebst Änderungen) Vereinheitlichter Text der 
Gesetze über Maße und Gewichte 

— Gesetze Nr. 283 vom 30. April 1962 (nebst Ände- 
rungen) 

Vorschriften über die Hygiene bei der Herstel- 
lung und den Verkauf von Nahrungsmitteln und 
Getränken. 

(Eine Ausführungsverordnung ist in Vorberei- 
tung) 

Luxemburg 

— Gesetz vom 17. Mai 1882 über Maße und Gewich- 
te. 

— Großherzoglicher Erlaß vom 30. Mai 1882 zur 
Durchführung des Gesetzes für Maße und Ge- 
wichte. 

— Stellungnahme des Generaldirektors der Finan- 
zen vom 11. April 1933, in der bestimmte Forde- 
rungen - unter anderem die Gewichts- oder Maß- 
angabe auf den Fertigpackungen - des Gesetzes 
vom 17. Mai 1882 über Maße und Gewichte ge- 
regelt werden. 

Niederlande 

— Warengesetz von 1935. 

— Durchführungsvorschriften zum Warengesetz, ins- 
besondere der Allgemeine Erlaß (Algemeen 
Besluit). 

— Königlicher Erlaß betr. die Butterkennzeichnung 
von 1947 (Rijksbotermerkbeschikking). 

— Verordnungen der offiziellen Fachverbände 
(PBO-Verordeningen), betr. insbesondere die von 
der vorliegenden Richtlinie erfaßten Erzeugnisse. 

Vereinigtes Königreich 

— Gesetz von 1963 über Maße und Gewichte 
(Weights and Measures Act) 

— Trade Description Act von 1968 

— Auf Grund dieser beiden Gesetze ergangene 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
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